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audi einzelne zur Erziehung des Täters 
befähigte und geeignete Bürger die Bürg­
schaft übernehmen.
Sie haben das Recht,
-dem Gericht vorzuschlagen, eine Strafe 

ohne Freiheitsentzug auszusprechen und 
die Verpflichtung zu übernehmen, die 
Erziehung des Verurteilten zu gewähr­
leisten;

-dem Gericht eine Strafaussetzung auf 
Bewährung vorzuschlagen und die Ver­
pflichtung zu übernehmen, die weitere 
Erziehung des Verurteilten zu gewähr­
leisten.
(2) Die Bürgschaftserklärung soll kon­

trollierbare Verpflichtungen enthalten.

Dritter Abschnitt 
Übergabe von Strafsachen 

an die gesellschaftlichen Organe 
der Rechtspflege

§58
Voraassetzungen der Übergabe

(1) Über Vergehen beraten und ent­
scheiden die gesellschaftlichen Organe der 
Rechtspflege, wenn im'Hinblick auf die 
eingetretenen Folgen und die Schuld des 
Täters die Handlung nicht erheblich gesell­
schaftswidrig ist und wenn unter Berück­
sichtigung der Tat und der Persönlichkeit 
des Täters eine wirksame erzieherische Ein­
wirkung durch das gesellschaftliche Organ 
der Rechtspflege zu erwarten ist. Diese 
Sachen sind durch die staatlichen Organe 
der Rechtspflege zu übergeben, wenn der 
Sachverhalt vollständig aufgeklärt ist und 
der Täter seine Rechtsverletzung zugibt. 
Bel fahrlässigen Straftaten kann die Sa­
che einem gesellschaftlichen Organ der

wenn ein erheblicher Schaden eingetreten 
ist, jedoch die Schuld des Täters infolge 
außergewöhnlicher Umstände gering ist.

(2) Die gesellschaftlichen Organe der 
Rechtspflege beraten und entscheiden auch 
über Verfehlungen.

Art and Welse der Übergabe

(1) Die Übergabe erfolgt durch eine 
schriftliche, begründete, dem gesellschaft­

lichen Organ der Rechtspflege zuzustel­
lende Entscheidung; die Übergabe ist dem 
Anzeigenden, dem Geschädigten und dem 
Beschuldigten schriftlich oder mündlich mit­
zuteilen.

(2) Die Übergabeentscheidung hat ins­
besondere eine zusammenfassendo Dar­
stellung des Sachverhalts und der vorlie­
genden Beweismittel, eine Einschätzung der 
Handlung unter Angabe des verletzten 
Strafgesetzes, eine tatbezogene Einschät­
zung der Persönlichkeit des Täters, die 
Gründe für die Übergabe und Hinweise 
auf die Ursachen und Bedingungen der 
Handlung zu enthalten.

Aufhebung der übergabeentscheldang

(1) Das gesellschaftliche Organ der 
Rechtspflege kann -gegen die Übergabe bis 
zum Abschluß der Beratung Einspruch beim 
übergebenden Rechtspflegeorgan elnlegen, 
wenn nach seiner Meinung die Übergabe­
voraussetzungen nicht vorliegen oder die 
Sache aus anderen Gründen nicht zur Bera­
tung vor dem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege geeignet ist.

<2) Das Rechtspflegeorgan hat die Über­
gabeentscheidung aufzuheben, wenn sich bei 
der nochmaligen Überprüfung herausstellt, 
daß die Voraussetzungen für die Übergabe 
nicht vorliegen. Anderenfalls 1st die Über­
gabeentscheidung zu bestätigen und die Be­
stätigung dem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zuzustellen. Die Bestätigung 
der Übergabeentscheidung ist für das ge­
sellschaftliche Organ der Rechtspflege ver­
bindlich. Die Aufhebung der Übergabeent­
scheidung ist dem Anzeigenden, dem Ge­
schädigten und dem Beschuldigten mitzu­
teilen.

(3) Erscheint der Beschuldigte unbe­
gründet trotz zweimaliger Einladung nicht 
zur Beratung vor dem gesellschaftlichen Or­
gan der Rechtspflege, ist die Sache an das 
übergebende Rechtspflegeorgan zurückzu­
geben. Dieses hat die Übergabeentscheidung 
aufzuheben, wenn die im Satz 1 genannten 
Voraussetzungen vorliegen.


